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SATZUNG DER AG ANIMATIONSFILM e.V. 
Diese Version wurde in der Mitgliederversammlung vom 08.12.2022 beschlossen.  

 

§ 01 NAME, SITZ, GESCHÄFTSJAHR 

1. Der Verein führt den Namen „AG Animationsfilm e.V. “ und 

2. Der Sitz und Gerichtsstand des Vereins ist Leipzig. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 02 VEREINSZWECK 

1. Der Verein vertritt als Bundesverband die Interessen der Animationsfilmschaffenden in Deutschland 

und fördert und bewahrt die Kunst des Animationsfilms im In- und Ausland für die Allgemeinheit. Er 

wahrt und fördert die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Belange seiner Mitglieder. 

 

2. Der Vereinszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirklicht: 

a) durch Beratung und Abgabe von Stellungnahmen gegenüber Institutionen des öffentlichen Rechts 

und Förderungsgebern sowie den gesetzgebenden Körperschaften in Bund und Land im Rahmen der 

Vorbereitung und Ausarbeitung einschlägiger Gesetzesvorhaben und Rechtsverordnungen; 

b) durch Informations- und Erfahrungsaustausch unter den Mitgliedern, die Zusammenarbeit mit 

nationalen wie internationalen Verbänden, sowie die Beteiligung an filmpolitischen 

Auseinandersetzungen in der Bundesrepublik Deutschland zur Förderung einer unabhängigen 

Animationsfilmkultur; 

c) durch die Unterstützung der Animationsfilmschaffenden bei der Präsentation ihrer Werke in der 

Öffentlichkeit, insbesondere bei Filmfestivals, zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 

Animationsfilmbranche. 

 

3. Der Verein kann im Rahmen des Vereinszwecks Mitglied anderer Organisationen werden, solche 

gründen oder mit diesen zusammenarbeiten. 

 

4. Der Verein bekennt sich zu dem Erfordernis, Gleichstellung in der Berufsgruppe der 

Animationsfilmschaffenden zu fördern und geeignete Maßnahmen zu ergreifen. 

 

5. Der Vereinszweck ist nicht auf die Erzielung wirtschaftlichen Gewinns ausgerichtet. 
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§ 03 MITTELVERWENDUNG 

Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungskonforme Zwecke verwendet werden. 

 

§ 04 ARTEN UND ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT 

1. Der Verein hat Mitglieder und Ehrenmitglieder. 

 

2. Mitglied können natürliche Personen werden, die im Haupt- oder Nebenberuf im Animationsbereich 

arbeiten und/oder die die Kunst des Animationsfilms im In- und Ausland für die Allgemeinheit 

bewahren und dazu insbesondere die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Belange der 

Animationsfilmschaffenden fördern wollen. 

 

3. Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich zu beantragen. Über die Aufnahme entscheidet die 

einfache Mehrheit des Gesamtvorstandes nach pflichtgemäßem Ermessen. Eine Ablehnung ist 

schriftlich zu begründen. Im Falle einer Ablehnung des Aufnahmeantrages kann die/der 

Antragsteller*in binnen eines Monats durch einen eingeschriebenen Brief an den Vorstand die 

Mitgliederversammlung anrufen, die im Rahmen der nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung 

endgültig über den Aufnahmeantrag entscheidet. 

 

4. Ehrenmitglieder werden von der Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit berufen. 

Vorschlagsberechtigt sind alle Mitglieder. Dem Vorschlag ist eine Begründung beizufügen. 

 

5. Über die Mitglieder ist ein Mitgliederverzeichnis zu erstellen, das in jedem Geschäftsjahr zu 

aktualisieren ist. Jeder Namenswechsel, Anschriftenwechsel wie auch jeder Wechsel der E-Mail-

Adresse ist dem Vorstand schriftlich oder per E-Mail mitzuteilen. 

 

§ 05 RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER 

1. Ehrenmitglieder sind von der Zahlung von Vereinsbeiträgen befreit, aber in ihren sonstigen Rechten 

und Pflichten den Mitgliedern gleichgestellt. 

 

2. Jedes Mitglied hat Rede- und Stimmrecht sowie das Recht, gemäß den gesetzlichen und 

satzungsmäßigen Bestimmungen Anträge an den Vorstand und die Mitgliederversammlung zu stellen. 

Das Stimmrecht kann durch schriftliche, unterschriebene Vollmacht auf andere Mitglieder übertragen 

werden. Ein Mitglied darf außer seiner eigenen maximal zwei Stimmen anderer Mitglieder 

wahrnehmen. Die Vollmacht gilt nur für eine Mitgliederversammlung. Das bevollmächtigte Mitglied 

hat die Vollmacht vor Beginn der Versammlung unaufgefordert der Versammlungsleitung vorzulegen.  
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3. Alle Mitglieder sind berechtigt, an den für sie bestimmten Veranstaltungen des Vereins 

teilzunehmen und die für sie bestimmten Einrichtungen des Vereins zu nutzen. Alle Mitglieder haben 

das Recht auf Förderung, Unterstützung und Beratung. 

 

4. Alle Mitglieder sind berechtigt, im geschäftlichen Verkehr durch die Angabe "AG Animationsfilm 

e.V.“, gleich ob ausgeschrieben oder abgekürzt als AGA oder AG Animationsfilm, auf die Mitgliedschaft 

hinzuweisen. Sie dürfen Logos, GIFs und andere Materialien nutzen, die durch den Verband zur 

Verfügung gestellt werden. 

 

5. Alle Mitglieder haben das aktive und passive Wahlrecht im Rahmen der Satzung.  

 

6. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und alles zu 

unterlassen, wodurch das Ansehen des Vereins gefährdet werden könnte. Die Vereinssatzung und 

Beschlüsse der Vereinsorgane sind zu beachten. 

 

7. Die Mitglieder, die ein Amt im Verein übernehmen, sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf 

Erstattung der Auslagen, die sie zur Besorgung der ihnen obliegenden Geschäfte machen müssen. 

 

§ 06 BEITRÄGE 

Mitglieder sind verpflichtet, Mitgliedsbeiträge zu entrichten. Höhe und Fälligkeit werden in einer von 

der Mitgliederversammlung zu beschließenden Beitragsordnung geregelt. Die Möglichkeit von 

Stundungen und Ermäßigungen aufgrund sozialer Härte legt die Mitgliederversammlung in das 

Ermessen des Vorstands. 

 

§ 07 BEENDIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod oder Vereinsausschluss des Mitgliedes. 

 

2. Der Austritt muss schriftlich gegenüber mindestens einem Vorstandsmitglied erklärt werden. Er ist 

nur unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen bis zum Ende eines Kalenderjahres möglich. 

 

3. Der Ausschluss kann erfolgen, wenn ein Mitglied dem Ansehen oder den Zwecken des Vereins grob 

zuwiderhandelt oder wenn es mit Beiträgen mindestens in Höhe von zwei Jahresbeiträgen im 

Rückstand ist und diesen Rückstand trotz schriftlicher Mahnung nicht innerhalb von zwei Monaten ab 

Mahnung bezahlt hat. Ein grobes Zuwiderhandeln liegt insbesondere vor bei 

- beharrlicher Nichterfüllung der Mitgliederpflichten 
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- Mitgliedschaft in verfassungsfeindlichen Vereinigungen  

- erhebliche Pflichtverletzungen von Organmitgliedern insbesondere durch Veruntreuung von 

Vereinsmitteln, zweckwidrige Verwendung von Vereinsmitteln, Korruption, Bruch von 

Vertraulichkeit. 

 

4. Dem Mitglied sind die Vorwürfe schriftlich mitzuteilen und mit einer Frist von 4 Wochen Gelegenheit 

zur Stellungnahme zu geben. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand durch Beschluss mit 2/3 

Mehrheit. Der Beschluss des Vorstandes ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied zuzusenden. 

Gegen den Beschluss kann das Mitglied Einspruch erheben. Dieser muss schriftlich innerhalb eines 

Monats nach Zugang des Beschlusses beim Vorstand eingehen. Die nächste ordentliche 

Mitgliederversammlung entscheidet abschließend über den Ausschluss mit einfacher Mehrheit. Bis zur 

Entscheidung der Mitgliederversammlung ruhen die Mitgliedschaftsrechte des ausgeschlossenen 

Mitglieds. 

 

§ 08 DIE ORGANE DES VEREINS 

Die Organe der AG Animationsfilm sind: 

1. die Mitgliederversammlung [§ 09 - § 12]  

2. der Vorstand (§ 13 – § 17)  

3. die Kassenprüfer*innen § 18 

 

§ 09 AUFGABEN DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ und insbesondere für folgende Angelegenheiten 

zuständig: 

1. Genehmigung des Haushaltsplans für das nächste Geschäftsjahr, Entgegennahme des Rechen -

schafts- und Geschäftsberichts des Vorstands, Entlastung des Vorstands 

2. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 

3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes 

4. Wahl der Kassenprüfer*innen 

5. Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstandes 

6. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins 

7. Ernennung von Ehrenmitgliedern mit 2/3 Mehrheit  

8. Bildung und Ernennung von Arbeitsgruppen für spezifische Aufgaben und Themen 
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§ 10 EINBERUFUNG ORDENTLICHE UND AUSSERORDENTLICHE MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

1. In jedem Jahr findet mindestens eine ordentliche Mitgliederversammlung statt, zu der der Vorstand 

mindestens vier Wochen im Voraus unter Bekanntgabe schriftlich (auch in Form von E-Mail) einlädt. 

Die Teilnahme an der Mitgliederversammlung ist ohne Anwesenheit am Versammlungsort möglich und 

die Mitgliederrechte können im Wege eines vom Vorstand festgelegten elektronischen 

Kommunikationswegs ausgeübt werden. Der Vorstand darf die Möglichkeit der Teilnahme auf die 

Anwesenheit am Versammlungsort beschränken, wenn einzelne Tagesordnungspunkte der 

Vertraulichkeit unterliegen, Gegenstand der Versammlung die Zweckänderung oder Auflösung des 

Vereins ist oder sonst ein wichtiger Grund vorliegt. 

Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem 

Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. 

 

2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann vom Vorstandsvorsitzenden oder einem*r 

stellvertretenden Vorsitzenden aus wichtigen Gründen einberufen werden. Auf Verlangen von 

mindestens 10 % der Mitglieder ist der Vorstand zur Einberufung einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung innerhalb einer Frist von 6 Wochen verpflichtet. 

 

3. Zeit und Ort der außerordentlichen Mitgliederversammlung bestimmt der Vorstand. Er verantwortet 

den fristgerechten Versand der Einladung mit Tagesordnung spätestens zehn Tage vor der 

außerordentlichen Mitgliederversammlung. Sind Wahlen oder Satzungsänderungen notwendig oder 

beantragt, gilt die Frist von zwei Wochen für die Einladung mit Tagesordnung. 

 

4. Alle übrigen Bestimmungen dieser Satzung zur ordentlichen Mitgliederversammlung finden 

Anwendung. 

 

§ 11 ANTRÄGE AN DIE MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

1. Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim 

Vorstand schriftlich oder per E-Mail beantragen, dass weitere Angelegenheiten auf die Tagesordnung 

gesetzt werden. Eine hieraus folgende Änderung der Tagesordnung ist spätestens eine Woche vor der 

Mitgliederversammlung bekanntzugeben. 

 

2. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlungen gestellt werden, 

beschließt die Versammlung mit einer 2/3 Mehrheit. Beschlussvorlagen können nicht in der 

Mitgliederversammlung auf die Tagesordnung gesetzt werden. 
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§ 12 DURCHFÜHRUNG MITGLIEDERVERSAMMLUNG, BESCHLUSSFASSUNG 

1. Der Vorstand bestimmt in Vorbereitung der Mitgliedersammlung eine*n Versammlungsleiter*in 

und Protokollführer*in.  

 

2. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen oder vertretenen 

stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. Wahlen werden geheim durchgeführt.  

 

3. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. 

Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt, soweit die Satzung oder zwingende gesetzliche 

Bestimmungen nicht eine andere Mehrheit bestimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 

abgelehnt.  

 

4. Eine Satzungsänderung bedarf einer 2/3 Mehrheit, die Vereinsauflösung einer ¾ Mehrheit und die 

Zweckänderung der Zustimmung aller ab- und anwesenden Vereinsmitglieder. 

 

5. Über jede Mitgliederversammlung wird ein Protokoll angefertigt, dass die gefassten Beschlüsse 

enthält und von der/dem Protokollführer*in und der/dem Versammlungsleiter*in zu unterschreiben 

ist. Das Protokoll ist innerhalb von 6 Wochen nach der Versammlung an die Mitglieder zu versenden. 

Protokolle sind von der Mitgliederversammlung auf der nächsten MV zu genehmigen. 

 

6. Ein Beschluss kann außerhalb einer Mitgliederversammlung gefasst werden, wenn alle Mitglieder 

dazu ordnungsgemäß eingeladen wurden, zur Stimmabgabe eine angemessene Frist (mindestens 14 

Tage) gesetzt wurde, bis zu dem gesetzten Termin mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre Stimmen 

in Textform abgegeben haben und der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. 

 

§13 ZUSAMMENSETZUNG UND AUFGABEN VORSTAND 

1. Vorstand nach § 26 BGB ist der geschäftsführende Vorstand, bestehend aus einer Doppelspitze 

und zwei Stellvertretern. Er bildet mit mindestens 1 und maximal 5 Beisitzern den Gesamtvorstand. 

Jedes Geschlecht soll, wenn möglich, mindestens zu 1/3 vertreten sein. 

2. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und erledigt alle Verwaltungsaufgaben, soweit sie 

nicht durch die Satzung oder Gesetz einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat 

insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 

b) Vorbereitung, Einberufung und Leitung der Mitgliederversammlung; 
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c) Aufstellung des Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung und Erstellung des 

Jahresberichts; 

d) Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern, Streichung von Mitgliedern aus der Mitgliederliste; 

e) Einstellung von Personal, 

f) Anmietung von Räumen, 

g) Abschluss von Verträgen mit Dritten. 

 

3. Der Vorstand kann zur Führung der laufenden Geschäfte und zur Wahrung der Interessen des 

Vereins eine*n Geschäftsführer*in bestellen. Der/die Geschäftsführer*in setzt Beschlüsse des 

Vorstands um und führt das Tagesgeschäft. Der Vorstand kann dem/der Geschäftsführer*in Befugnisse 

einer/eines besonderen Vertreter*in gemäß §30 BGB für gewisse durch den Vorstand festzulegende 

Geschäfte erteilen. 

 

§ 14 WAHL GESAMTVORSTAND  
1. Der Gesamtvorstand wird durch die Mitgliederversammlung im Rahmen einer Listenwahl geheim 
gewählt.  

2. Mitglieder, die Geschäftsführer*in oder Vorstand in mit dem Verein kooperierenden oder 

konkurrierenden Organisationen sind, sind von der Kandidatur ausgeschlossen. Legen Kandidierende 

einen solchen  Ausschlussgrund nicht offen und tritt dieser später zutage, führt dies zum Ausschluss 

aus dem Vorstand. 

3. Alle Kandidierenden stellen sich im Rahmen der Mitgliederversammlung kurz vor und teilen jeweils 

mit, ob sie bereit sind, sich nach der Wahl durch den Gesamtvorstand auch in den 

geschäftsführenden Vorstand wählen zu lassen. 

4. Bei der Listenaufstellung werden Kandidierende unterschiedlichen Geschlechts abwechselnd und 

gleichen Geschlechts alphabetisch aufgeführt. 

5. Jedes Mitglied erhält einen Wahlzettel bzw. digitale Wahlmöglichkeit. Im Falle einer 

Stimmrechtsübertragung wird gegen Vorlage einer unterschriebenen Erklärung des vertretenen 

Mitglieds ein zusätzlicher Wahlzettel bzw. eine digitale Wahlstimme ausgehändigt und dies im 

Protokoll vermerkt. Jedes Mitglied kann maximal so viele Stimmen abgeben, wie Positionen zu 

besetzen sind. Wird keine Stimme abgegeben oder die Höchstzahl überschritten, gilt der digitale oder 

analoge Wahlzettel als ungültig. Im ersten Wahlgang gilt als gewählt, wer mehr als 50 % der 

abgegebenen Stimmen auf sich vereinen kann. Bleiben nach dem ersten Wahlgang Positionen 

unbesetzt, wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt. Die verbleibenden Kandidierenden werden 

gefragt, ob sie für den zweiten Wahlgang zur Verfügung stehen. Im zweiten Wahlgang gilt als 
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gewählt, wer mehr als 50 % der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen kann oder Im zweiten 

Wahlgang gilt als gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen kann. 

 

§ 15 WAHL VORSTAND NACH § 26 BGB 

1. Die beiden Vorsitzenden und die beiden Stellvertreter*innen werden durch den Gesamtvorstand 

nacheinander jeweils in Listenwahl geheim gewählt. 

2. Die Wahl findet zwingend direkt im Anschluss an die Mitgliederversammlung zur Wahl des 

Gesamtvorstandes statt. Wer nicht bleiben kann, aber kandidieren möchte, muss dies dem/der 

Wahlleiter*in mit der gewünschten Position schriftlich mitteilen und kann die eigene Stimme nach 

den Satzungsvorschriften übertragen. 

3. Wer in den vergangenen 3 Legislaturperioden ununterbrochen dem Vorstand nach § 26 BGB 

angehört hat, ist von der Kandidatur ausgeschlossen.  

4. Der/die Wahlleiter*in fragt die gewählten Vorstandsmitglieder, ob und für welches Amt sie 

kandidieren. Eine erneute Vorstellung ist nicht erforderlich. 

5. Bei der Listenaufstellung werden Kandidierende unterschiedlichen Geschlecht abwechselnd und 

Kandidierende gleichen Geschlechts alphabetisch aufgeführt. 

6. Jedes anwesende Mitglied erhält die Wahlmöglichkeit. Im Falle einer Stimmrechtsübertragung 

wird gegen Vorlage der Stimmkarte ein zusätzliche Wahlmöglichkeit angeboten und dies auf der 

vermerkt. Es können maximal so viele Stimmen abgegeben werden, wie Positionen bei der Wahl zu 

besetzen sind. Wird keine Stimme abgegeben, gilt der Wahlzettel als ungültig. Im ersten Wahlgang 

gilt als gewählt, wer mehr als 50 % der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen kann. Bleiben nach 

dem ersten Wahlgang Positionen unbesetzt, wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt. Die 

verbleibenden Kandidierenden werden gefragt, ob sie für den zweiten Wahlgang zur Verfügung 

stehen. Erreichen auch im zweiten Wahlgang die Kandidierenden nicht die erforderliche Mehrheit, 

gilt als gewählt, wer auf sich die meisten der abgegebenen Stimmen vereinen kann. 

 

§ 16 GESCHÄFTSORDNUNG VORSTAND 

1. Der Vorstand kann sich je nach Bedarf zu Vorstandssitzungen zusammenfinden. Die Teilnahme ist 

ohne Anwesenheit am Versammlungsort möglich und die Vorstandsrechte können im Wege eines 

vom Vorstand festgelegten elektronischen Kommunikationswegs ausgeübt werden.  
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2. Die Einladung erfolgt mit einer Frist von 2 Wochen schriftlich oder per E-Mail durch den/die 

Geschäftsführer*in oder durch ein Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands.  

3. Der Vorstand ist bei Anwesenheit mindestens eines Mitglieds des geschäftsführenden Vorstands 

beschlussfähig. Sitzungsleiter*in ist der/die Geschäftsführer*in, bei Verhinderung ein Mitglied des 

geschäftsführenden Vorstands. Bei Beschlüssen in Angelegenheiten gemäß §34 BGB hat das 

betroffene Mitglied kein Stimmrecht. Die Mehrheit der abgegebenen Stimmen entscheidet; bei 

Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Enthaltene Stimmen gelten als nicht abgegebene 

Stimmen.  

4. Die Beschlüsse sind im Rahmen einer Niederschrift binnen zwei Wochen zu protokollieren und von 

dem/der Sitzungsleiter*in und einem Vorstandsmitglied, welches in der Sitzung dazu bestimmt wird, 

zu unterschreiben. Eine Bestätigung der Richtigkeit per E-Mail ist zulässig; in diesem Fall ist die 

Bestätigung zusammen mit dem Protokoll aufzubewahren.  

5. Vorstandsbeschlüsse können außerhalb einer Vorstandssitzung im Umlaufverfahren in Schrift- oder 

Textform (Post oder E-Mail) gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder eingeladen werden, eine 

angemessene Reaktionsfrist von mindestens 14 Tagen gesetzt wird und die notwendige Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen erreicht wird. 

 

§ 17 VERTRETUNGSBERECHTIGUNG, ZUSTIMMUNGSPFLICHTIGE RECHTSGESCHÄFTE 

1. Die Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands sind einzelvertretungsberechtigt.  

 

2. Vor der Verfügung über Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte oder zur Aufnahme eines 

Kredits ist der Vorstand verpflichtet, die Zustimmung der Mitgliederversammlung einzuholen.  

 

3. Die Mitglieder des Vorstandes können durch die Mitgliederversammlung vom 

Selbstkontrahierungsverbot gemäß § 181 BGB befreit werden. 

 

§ 18 TRANSPARENZ, GREMIEN, BESCHRÄNKUNG VON FUNKTION 

1. Jedes Mitglied des Vorstands hat das uneingeschränkte Recht, auf Verlangen zeitnah (in 

angemessenem bzw. zumutbarem Zeitraum) umfassende Einsicht in alle Unterlagen des Vereins und 

aller Gesellschaften oder Gesellschaftsbeteiligungen des Vereins zu nehmen und vollumfänglich 

Auskunft zu erhalten. Jedes Vorstandsmitglied hat die Pflicht, auf Verlangen des Vorstands in gleichem 

Umfang Auskunft über seine Vorstandstätigkeit zu erteilen. Aus Gründen der Transparenz ist der 

gesamte Vorstand über Auskunftsbegehren zu informieren und die diesbezüglich erteilten Auskünfte 

für alle Vorstandsmitglieder zugänglich zu dokumentieren.  
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2. Ein Mitglied des Vorstands darf zum Zeitpunkt der Wahl nicht gleichzeitig in mehr als zwei weiteren 

Organisationen Leitungsfunktionen wahrnehmen, mit denen der Verein oder Gesellschaften, an denen 

der Verein beteiligt ist, rechtsgeschäftlich verkehren. Es darf weiterhin nicht zugleich 

Geschäftsführer*in eines Unternehmens sein, an dem der Verein beteiligt ist. Verstößt das 

Vorstandsmitglied nach der Wahl gegen diese Pflicht, wird er automatisch vom Vorstand 

ausgeschlossen.  

 

3. Scheidet ein*e Beisitzer*in während der Wahlperiode aus, bleibt sein/ihr Platz bis zur nächsten Wahl 

unbesetzt. Scheidet ein Mitglied des geschäftsführenden Vorstands während der Wahlperiode aus, 

beruft der Gesamtvorstand mit einfacher Mehrheit eine*n Beisitzer*in in die Position. Wird die 

Mindestzahl des Gesamtvorstands unterschritten, wird im Rahmen eines Umlaufverfahrens gemäß 

nachgewählt. 

 

§ 19 KASSENPRÜFER 

1. Die Kassenprüfer*innen prüfen alle finanziellen Angelegenheiten des Vereines, des Vorstands, der 

Geschäftsführung sowie der Gesellschaften oder Beteiligungen des Vereins und berichten darüber 

auf der Mitgliederversammlung mündlich und schriftlich an die Mitgliedschaft und geben eine 

Empfehlung zur Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes. Ihnen ist auf Verlangen 

jederzeit Zugang zu allen Unterlagen von allen Teilen, Organen oder Gesellschaften des Vereins zu 

gewähren. Stellt sich kein*e Kandidat*in zur Wahl, wird eine externe Vertrauensperson oder 

geeigneter Dienstleister beauftragt. 

2. Es steht den Kassenprüfer*innen frei, sich externer fachlicher Hilfe zu bedienen. Diese kann auf Basis 

der im Haushalt reservierten Gelder für die Prüfung erfolgen. Die Übernahme darüber hinaus gehender 

Kosten muss vom Vorstand mit der Zustimmung von ⅓ der abstimmenden Vorstandsmitglieder 

erfolgen.  

 

§ 20 WAHL KASSENPRÜFER  

1. Die Kassenprüfer*innen werden für die Dauer von zwei Jahren durch die Mitgliederversammlung 

im Rahmen einer Listenwahl gewählt.  

2. Kassenprüfer*innen dürfen nicht dem Vorstand angehören und auch nicht Vorstand oder 

Leitungsorgan einer mit dem Verein kooperierenden oder konkurrierenden Organisation sein. 

3. Bei der Listenaufstellung werden Kandidierende unterschiedlichen Geschlechts abwechselnd und 

gleichen Geschlechts alphabetisch aufgeführt. 
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4. Jedes anwesende Mitglied erhält die Wahlmöglichkeit. Im Falle einer Stimmrechtsübertragung 

wird gegen Vorlage der Stimmkarte ein zusätzliche Wahlmöglichkeit angeboten und dies auf der 

vermerkt. Es können maximal so viele Stimmen abgegeben werden, wie Positionen bei der Wahl zu 

besetzen sind. Wird keine Stimme abgegeben, gilt der Wahlzettel als ungültig. Im ersten Wahlgang 

gilt als gewählt, wer mehr als 50 % der abgegebenen Stimmen auf sich vereinen kann. Bleiben nach 

dem ersten Wahlgang Positionen unbesetzt, wird ein zweiter Wahlgang durchgeführt. Die 

verbleibenden Kandidierenden werden gefragt, ob sie für den zweiten Wahlgang zur Verfügung 

stehen. Erreichen auch im zweiten Wahlgang die Kandidierenden nicht die erforderliche Mehrheit, 

gilt als gewählt, wer auf sich die meisten der abgegebenen Stimmen vereinen kann. 

 

§ 21 JUSTIZIAR 

1. Der Verein bestellt für die juristische Beratung des Vorstands wie auch der Vereinsmitglieder eine*n 

Rechtsberater*in. 

 

2. Die Bestellung und Abberufung des/der Rechtsberater(s)*in erfolgt durch den/die 

Vorstandsvorsitzende*n bzw. die Geschäftsführung nach Einwilligung des Gesamtvorstandes. Der 

Gesamtvorstand bestimmt die Einzelheiten des Beratungsauftrages. 

 

§ 22 AUFLÖSUNG 

Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Angehörigen des 

Geschäftsführenden Vorstands gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, die über die 

Verwendung des Vereinsvermögens zu entscheiden haben. 

 

 

 

 

 

 


